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Bearbeiter: Bischof Herbert
Aktenzahl:004-1

Sitzungsnummer: GR/004/2025
Geboltskirchen, 26.11.2025

Verhandlungsschrift

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Geboltskirchen.

Anwesend sind:

Gemeinde Gebo l t sk i r chen
4682 Geboltskirchen, Feld 10 Pol. Bezirk Grieskirchen
Tel . : 07732/3513 Fax: DW 14 DVR-Nr. : 77551
E-Mail: office@geboltskirchen.at GKZ.: 40807
UID-Nr. : ATU 54255005 Behördenkennzahl : 0301296

Sitzungstermin: Donnerstag, den 23.10.2025

Sitzungsbeginn: 19:30 Uhr

Sitzungsende: 20:50 Uhr

Ort: Sitzungssaal

Bürgermeister
Kirchsteiger Friedrich SPÖ

Vizebürgermeister
Waldenberger Rudolf ÖVP

Mitglieder
Rabengruber Ludwig ÖVP
Seiringer Peter ÖVP
Bauer Christian ÖVP
Gadringer Robert ÖVP
Pichler Wolfgang ÖVP

Ersatzmitglieder
Steininger Josef ÖVP
Kirchsteiger Peter, Mag. ÖVP

Mitglieder
Gebetsroither Gerhard SPÖ
Groiß Silvester SPÖ
Pillweiß Martin SPÖ

mailto:office@geboltskirchen.at
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Entschuldigt fehlen:

Ersatzmitglieder
Deixler Thomas SPÖ

Mitglieder
Frauscher Harald FPÖ
Emmer Robert FPÖ
Frauscher Armin FPÖ
Angleitner Wolfgang, DI (FH)GRÜNE
Lässer Alejandro GRÜNE

Ersatzmitglieder
Waldenberger Gottfried GRÜNE

Sonstige Personen (§ 66 Abs. 2 Oö. GemO 1990)
Ortsplaner DI Klaus Antlinger

Schriftführer (§ 54 Abs. 2 Oö. GemO 1990)
AL Herbert Bischof

Mitglieder
Höftberger Julia ÖVP
Haginger Rudolf ÖVP

Ersatzmitglieder
Kreuzroither Friedrich ÖVP

Mitglieder
Zöbl Monika ÖVP
Rebhan Walter SPÖ

Ersatzmitglieder
Wygal Tamara, MSc SPÖ
Gruber Christoph SPÖ

Mitglieder
Klinglhuber Jürgen GRÜNE
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Der Vorsitzende eröffnet um 19:30 Uhr die Sitzung und stellt fest,
dass

a) die Sitzung vom – Bürgermeister – einberufen wurde;

b) der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 OÖ. GemO 1990) enthalten ist und
die Verständigung hiezu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich am
16.10.2025 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;

die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tage öffentlich
kundgemacht wurde;

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist;

d) dass die Verhandlungsabschrift über die letzte Sitzung vom 11.09.2025 bis zur heutigen Sitzung
während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung
zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift von jenen Gemeinderats- und
Ersatzmitgliedern, welche an der betreffenden Sitzung teilgenommen haben bis zum
Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können.

Tagesordnung:

1 Abschluss Baulandsicherungsvertrag mit den Ehegatten Christof und Simone
Kroiß, 4682 Geboltskirchen, Piesing 7

2 Antrag auf Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 mit ÖEK Nr. 2
- Änderung FW-Teil: 4.41 / Änderung ÖEK-Teil: 2.10 "Kroiß Christof und
Simone, 4682 Geboltskirchen, Piesing 7"
- Behandlung der Stellungnahmen und Beschlussfassung der zur Auflage
vorgelegenen Pläne

3 Antrag auf Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 mit ÖEK Nr. 2
- Änderung FW-Teil: 4.42 / ÖEK-Teil: 2.11 "Littich Bernhard und Eva, 4682
Geboltskirchen, Piesing 19"
- Behandlung der Stellungnahmen und Beschlussfassung der zur Auflage
vorgelegenen Pläne

4 Antrag auf Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 mit ÖEK Nr. 2 -
Änderung FW-Teil 4.43 "Thaller Bettina, 4682 Geboltskirchen, Polzing 2"

5 Aufnahme eines Zwischenfinanzierungsdarlehens für das Projekt
"Erweiterung Kinderbildungs- und Betreuungseinrichtung der Gemeinde
Geboltskirchen"

6 Prüfungsbericht des Gemeinde-Prüfungsausschusses vom
25. September 2025

7 Nachtragsvoranschlag 2025
8 Allfälliges - Anfragen - Anregungen
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Protokoll:

Sachverhalt:

Im Zuge der Einholung der Stellungnahme für die Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 mit
ÖEK Nr. 2 – Änderung FW-Teil: 4.41 und Änderung ÖEK-Teil: 2.10 „Kroiß Christof und Simone, 4682
Geboltskirchen, Piesing 7“ wurde vom Amt der Oö. Landesregierung folgendes festgestellt:
Zudem ist die Umsetzung der festgehaltenen Planungsziele durch Abschluss von privatrechtlichen
Vereinbarungen (Baulandsicherungsvertrag bzw. Infrastrukturvertrag) abzusichern und
entsprechend nachzuweisen.
Die maßgeblichen gesetzlichen Regelungen hierzu sind in den §§ 15 Abs. 2 und § 16 Abs. 1
Oö. ROG 1994 geregelt.

Nachstehend die entsprechenden Bestimmungen vom Oö. Raumordnungsgesetz:

III. ABSCHNITT
Örtliche Raumordnung

§ 15
Aufgabe

(1) Aufgabe der örtlichen Raumordnung ist insbesondere:
1. die Raumforschung der Gemeinde, das ist die Untersuchung der natürlichen, wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Gegebenheiten sowie die Beobachtung ihrer Veränderung;

2. die Gemeindeplanung, das sind alle Maßnahmen zur Ordnung des Gemeindegebietes,
insbesondere die Erstellung und Änderung des Flächenwidmungsplanes und der
Bebauungspläne unter Zugrundelegung der Ergebnisse der Raumforschung;

3. die Koordinierung der Planungen, das ist die Abstimmung von Planungen zwischen
Gemeinde und anderen Planungsträgern;

4. die Beratung von sonstigen Planungsträgern bei raumbedeutsamen Maßnahmen;
5. die Wahrung der Gemeindeinteressen bei Planungen des Bundes, des Landes, der Region
sowie benachbarter Gemeinden.

(Anm: LGBl. Nr. 69/2013)
(2) Die Gemeinde hat im Rahmen ihrer Möglichkeiten die Aufgaben der örtlichen Raumordnung
durch privatwirtschaftliche Maßnahmen zu unterstützen (aktive Bodenpolitik). Entsprechend dem
voraussehbaren Bedarf ist dabei insbesondere auf die Vorsorge für Wohnungen und für die
Ansiedlung von Betrieben Bedacht zu nehmen. (Anm: LGBl. Nr. 83/19

§ 16
Privatwirtschaftliche Maßnahmen zur Baulandsicherung

(1) Als privatwirtschaftliche Maßnahmen im Sinne des § 15 Abs. 2 kommen insbesondere in
Betracht:

1. Vereinbarungen der Gemeinde mit den Grundeigentümern über die zeitgerechte und
widmungsgemäße Nutzung von Grundstücken sowie die Tragung von die Grundstücke
betreffenden Infrastrukturkosten; dabei ist sicherzustellen, dass auch unter Berücksichtigung
der nach anderen landesgesetzlichen Vorschriften einzuhebenden Beiträge die
voraussichtlich tatsächlich anfallenden Kosten nicht überschritten werden.;

2. der Erwerb von Grundflächen durch die Gemeinde, insbesondere um den örtlichen Bedarf an
Baugrundstücken zu ortsüblichen Preisen decken zu können;

3. Vereinbarungen zur Sicherung des förderbaren Wohnbaus, soweit für diesen Zweck in der
Gemeinde ein Bedarf besteht und dafür Flächen vorbehalten werden sollen. Die
Vereinbarungen haben sicherzustellen, dass je Grundstückseigentümer höchstens die Hälfte
der für die Umwidmung vorgesehenen Grundstücksfläche zum Zweck der Widmung für den
förderbaren mehrgeschossigen Wohnbau oder für Gebäude in verdichteter Flachbauweise
(§ 22 Abs. 1) der Gemeinde angeboten werden muss. Dem Grundstückseigentümer muss für

1. Abschluss Baulandsicherungsvertrag mit den Ehegatten Christof und Simone
Kroiß, 4682 Geboltskirchen, Piesing 7
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diese Flächen jedenfalls ein angemessener Preis angeboten werden, wobei als angemessen
ein Preis anzusehen ist, der zumindest die Hälfte des ortsüblichen Verkehrswerts beträgt;
dieses Mindestentgelt darf durch Neben- und Zusatzvereinbarungen nicht unterschritten
werden.

(Anm: LGBl.Nr. 83/1997, 73/2011)

Aufgrund dieser Vorgaben hat sich der Bauausschuss in seiner Sitzung vom 15.10.2025 mit dem
Baulandsicherungsvertrag auseinandergesetzt und der nachstehenden Kalkulation der
Baulandsicherung die Zustimmung erteilt:

KALKULATION BAULANDSICHERUNG SIEDLUNGSRAUM PIESING (KROISS Christof +
Simone)

Ermittlung der Herstellungskosten / DI Gerhard Riegel – ibh Wasser-Umwelt-Infrastruktur
GmbH

Honorarkosten
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Kostenaufteilung:

 Siedlungswasserbaumaßnahmen
Schmutzwasserkanal/SW-Hausanschlüsse/RW-Kanal/
RW-Hausanschlüsse/RW-Straßenentwässerung/
Aufteilmulde/Prüfmaßnahmen/Unvorhergesehenes/Honorar € 150.000,00

Kostenaufteilung:

€ 150.000,00

 Förderung

Bundesförderung im Jahr 2025: 30 % € 45.000,00
Landesförderung im Jahr 2025: 16 % € 24.000,00

€ 81.000,00

Restfinanzierung € 81.000,00

Wohngebiet gesamt 5.917,00 m² € 13,69

Eigenanteil Gemeinde Geboltskirchen (50 %) € 6,845

Anteil Kroiß (50 %) € 6,845

 Straßenbaumaßnahmen
€ 85.000,00

 Verkehrsflächenbeiträge
6 Parzellen € 21.475,32

Restfinanzierung € 63.524,68

Wohngebiet gesamt 5.917,00 m² € 10,736

Eigenanteil Gemeinde Geboltskirchen (50 %) € 5,368

Anteil Kroiß (50 %) € 5,368

INFRASTRUKTURKOSTENBEITRAG FÜR KROISS Christof + Simone:

Siedlungswasserbau: 5.917,00 m² x € 6,845 € 40.501,87
Straßenbau: 5.917,00 m² x € 5,368 € 31.762,46
GESAMT € 72.264,33

MINDESTVORGABE GEMÄSS HÄRTEAUSGLEICH:
2.3.19 Bereich Raumordnung
Privatwirtschaftliche Maßnahmen zur Baulandsicherung/Infrastrukturbeiträge:
Bei Neuwidmungen von Bauland sind Beiträge zur Schaffung der Infrastruktur im höchstmöglichen
Ausmaß einzuheben. Der Infrastrukturkostenbeitrag ist mit mindestens 15 % des aktuell ortsüblichen
Baugrundpreises anzusetzen. Der Infrastrukturkostenbeitrag darf jedoch maximal in der Höhe der
voraussichtlich tatsächlich anfallenden Kosten festgesetzt werden.
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Gutachten Amt der Oö. Landesregierung / Bezirksbauamt Wels vom 23.09.2024:
Angemessener Verkehrswert gemäß Vergleichswertverfahren pro m² € 75,00
5.917,00 m² x € 75,00 = € 443.775,00 x 15 % = 66.566,25 € 66.566,25

Aufgrund der Prüfungsfeststellungen der Abteilung Raumordnung bzw. dem Beratungsergebnis der
o.a. Bauausschuss-Sitzung wurde der Entwurf eines entsprechenden
Baulandversicherungsvertrages zwischen der Gemeinde Geboltskirchen und der Familie Kroiß beim
öffentlichen Notar Mag. Kurt Leidenmühler in Auftrag gegeben. Hinsichtlich der Absicherung der
zeitgerechten Nutzung sollen die Bestimmungen wie in den Baulandsicherungsverträgen
vorangegangener Verfahren übernommen werden.

Der Vertragsentwurf liegt am Gemeindeamt Geboltskirchen zur Einsichtnahme auf bzw. wird er den
Fraktionen im Rahmen der jeweiligen Gremiumssitzungen zur Verfügung gestellt. Weiters wird
angemerkt, dass der Vertragsentwurf mit den Widmungswerbern abgestimmt ist.

Es wird daher dem Gemeinderat die Empfehlung unterbreitet, dem vorliegenden
Baulandsicherungsvertrag die Zustimmung zu erteilen.

Beratungsverlauf:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat die rechtlichen Grundlagen zum
Baulandsicherungsvertrag sowie die Kalkulation des Infrastrukturkostenbeitrages zur Kenntnis bzw.
verweist er auf den von Notar Mag. Kurt Leidenmühler erstellten und vorliegenden
Baulandsicherungsvertrag.

Vbgm. Rudolf Waldenberger stellt hinsichtlich der Kalkulation der Infrastrukturkostenbeiträge die
Frage, ob diese angepasst werden wenn die Baukosten günstiger werden als die jetzt kalkulierten.
AL Herbert Bischof erklärt dazu: grundsätzlich basiert die Kalkulation vom Ingenieurbüro auf
tatsächlichen Errichtungskosten aus vorausgegangenen Projekten unter Berücksichtigung des
Baukostenindex. Nach der Fertigstellung des Projektes erfolgt die Endabrechnung und sollte dabei
kostengünstiger als geplant abgerechnet werden können, erfolgt eine entsprechende Anpassung im
Rahmen des vereinbarten Aufteilungsfaktors bzw. der Mindestvorgabe gemäß den
Härteausgleichskriterien.

GR DI (FH) Wolfgang Angleitner führt aus, dass der Baulandsicherungsvertrag entsprechend
durchgesehen wurde und ersucht um Zusammenfassung der wesentlichsten Eckpunkte.
AL Herbert Bischof geht an Hand des vorliegenden Baulandsicherungsvertrages die wichtigsten
Parameter durch: grundsätzlich kann angemerkt werden, dass der Vertragsentwurf von Notar
Mag. Leidenmühler erstellt wurde und ähnlich wie die bereits in der Vergangenheit abgeschlossenen
Verträge ausgestattet ist. Der Vertrag kann in zwei große Abschnitte gegliedert werden. Einerseits ist
dies die Bauverpflichtung inklusive dem Wiederkaufs- bzw. Vorkaufsrecht zugunsten der Gemeinde
Geboltskirchen und andererseits die Verpflichtung des Grundeigentümers entsprechende
Infrastrukturkostenbeiträge zu leisten.

Antrag:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt dem vorliegenden Baulandsicherungsvertrag mit den
Ehegatten Christof und Simone Kroiß die Zustimmung zu erteilen.

Beschluss:

Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt.



Gemeinderat 23.10.2025
Seite 8 von 29

Sachverhalt:

Verbunden mit der Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 / Änderung Nr. 4.41 / Änderung
ÖEK Nr. 2.10 – Kroiß Christof und Simone, 4682 Geboltskirchen, Piesing 7 ist gemäß OÖ ROG
folgendes Vorverfahren durchgeführt worden:

Im Stellungnahmeverfahren gemäß § 33 (2) endete die Frist zur Abgabe von Stellungnahmen mit
10. September 2025.
Die von der Planänderung Betroffenen wurden gemäß § 33 (3) OÖ. ROG 1994 nachweislich
verständigt und angehört.

Der Gemeinderat hat sich nun mit den Stellungnahmen sowie Anregungen/Einwendungen zu
befassen und einen Beschluss zu fassen, entweder den Stellungnahmen sowie
Anregungen/Einwendungen zu entsprechen und/oder dem aufliegenden Planentwurf in der Form zu
beschließen, wie dieser im Stellungnahmeverfahren und im Planauflageverfahren aufgelegen ist.

Im Stellungnahmeverfahren sind folgende Stellungnahmen eingelangt:

 Stellungnahme gemäß § 33 (2) bzw. § 36 (4) OÖ. ROG 1994 vom Amt der OÖ.
Landesregierung/Direktion für Landesplanung, wirtschaftliche und ländliche Entwicklung/Abt.
Raumordnung unter dem Geschäftszeichen RO-2025-243749/7-Eck mit Eingangsvermerk
vom 26. September 2025 in der mitgeteilt wird:

2. Antrag auf Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 mit ÖEK Nr. 2
- Änderung FW-Teil: 4.41 / Änderung ÖEK-Teil: 2.10 "Kroiß Christof und Simone,
4682 Geboltskirchen, Piesing 7"
- Behandlung der Stellungnahmen und Beschlussfassung der zur Auflage
vorgelegenen Pläne
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Zu den Inhalten der Fachstellungnahmen wird von Seiten der Gemeinde Geboltskirchen folgendes
erläutert:

 ad …Nachweis über Grundlagenforschung des Baulandbedarfes:
Diesbezüglich verweisen wir auf die ergänzende Stellungnahme unseres Ortsplaners DI Klaus
Antlinger vom 15.10.2025, die dem Widmungsakt beigelegt wird und wie folgt lautet:

 ad Wasserversorgung:
Von Seiten der Wassergenossenschaft Geboltskirchen wurde mit Schreiben vom 01. September
2025 bestätigt, dass die erforderliche Wasserversorgung für mögliche Objekte auf den angeführten
Teilflächen mit den Grundstücksnummern 164/1 + 165/1 Katastralgemeinde Geboltskirchen (44108)
übernommen wird.

 ad … Abschluss von privatrechtlichen Vereinbarungen zur Umsetzung der
festgestellten Planungsziele bzw. Vorlage eines Parzellierungskonzeptes sowie
sparsame Grundinanspruchnahme…:

Ein entsprechender privatrechtlicher Vertrag „Baulandsicherungsvertrag“ wurde mit den
Grundeigentümern des Grundstückes-Nr. 164/1 / KG 44108 Geboltskirchen vereinbart bzw. vom
Gemeinderat der Gemeinde Geboltskirchen beschlossen. Dieser unterfertigte Vertrag wird im
Rahmen der Abgabe der Stellungnahme der Aufsichtsbehörde vorgelegt. Auch beinhaltet der
Baulandsicherungsvertrag einen Auszug aus der Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.41, indem
ein entsprechendes Parzellierungskonzept ausgewiesen bzw. dargestellt ist.
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Weiters verweisen wir hinsichtlich der Grundinanspruchnahme auf die ergänzende Stellungnahme
unseres Ortsplaners DI Klaus Antlinger vom 15.10.2025, die dem Widmungsakt beigelegt wird und
wie folgt lautet:

 Schreiben der NETZ OÖ GmbH vom 05. August 2025 mit Eingangsvermerk vom 05. August
2025 mit den Stellungnahmen zu Elektrizitätsanlagen und Erdgasanlagen in der mitgeteilt
wird:

„Gegen die oben angeführte Änderung erhebt die Netz Oberösterreich GmbH unter der Bedingung
der Einhaltung nachstehender Auflagen keinen Einwand.“

Anmerkung der Widmungsbehörde zur Stellungnahme der Netz OÖ GmbH:
Sämtliche angeführte Auflagen sind in den vorliegenden Plänen der Flächenwidmungsplanänderung
berücksichtigt bzw. werden einige Auflagepunkte erst im Zuge allfälliger Baubewilligungsverfahren
relevant bzw. sind diese dort dann von Seiten der Baubehörde zu prüfen bzw. berücksichtigen.

 Stellungnahme der WK OÖ / Bezirksstelle Grieskirchen vom 01. September 2025 mit
Eingangsvermerk vom 01. September 2025 in der mitgeteilt wird:

„Wir bedanken uns für die Einladung zur Stellungnahme (Schreiben vom 15.07.2025,
Geschäftszeichen: D23952/06202024) betreffend Flächenwidmungsplanabänderung Nr. 4.41,
„KROISS – Piesing 7“. Die WKOÖ – zuständiger Weise vertreten durch die Bezirksstelle
Grieskirchen erhebt zu oben angeführter Änderung KEINE EINWÄNDE.

Im Planauflageverfahren sind keine weiteren Anregungen/Einwendungen zum aufliegenden
Planentwurf mehr eingelangt.

Aufgrund des dargestellten Sachverhaltes ersucht die Gemeinde Geboltskirchen um Genehmigung
der beantragten Flächenwidmungsplanänderung.

Sämtliche Stellungnahmen, Verhandlungsschriften und Unterlagen die zur Beurteilung
herangezogen wurden liegen am Gemeindeamt Geboltskirchen zur Einsichtnahme auf.

Bei Beschlussfassung der zur Auflage vorgelegenen Pläne durch den Gemeinderat gemäß § 34 Abs.
1 leg. cit. OÖ ROG 1994 ist um aufsichtsbehördliche Genehmigung beim Land anzusuchen. Nach
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Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde ist die Durchführung der Kundmachung gemäß §
34 Abs. 5 leg.cit. und die Vorlage zur Verordnungsprüfung zu veranlassen und ab diesem Zeitpunkt
liegen die rechtskräftigen Pläne auf.

Beratungsverlauf:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger stellt dem Gemeinderat den Amtsvortrag inklusive der eingelangten
Stellungnahmen und die ausgearbeiteten Erörterungen vor und ersucht in der Folge Ortsplaner
DI Klaus Antlinger um seine Ausführungen.

Ortsplaner DI Klaus Antlinger erklärt an Hand seiner Ergänzungen zur ortsplanerischen
Stellungnahme die fachlichen Erklärungen zu den von der Raumordnungsbehörde aufgezeigten
Hinweise. Bezüglich dem Baulandbedarf ergänzt er, dass im ursprünglichen ÖEK die
gegenständliche Fläche bereits enthalten war und somit eine mögliche Bebauung schon
vorausgeplant und im Baulandbedarf berücksichtigt wurde und nun aufgrund der entsprechenden
Nachfrage einer Nutzung zugeführt wird. Mit dem Baulandsicherungsvertrag wird eine zeitnahe
Nutzung der Bauplätze sichergestellt. Zur Ausformung der Grundstücke merkt er an, dass im
Rahmen der örtlichen vorgegebenen Parameter wie die Stromleitung und die Siedlungsstraße eine
bestmögliche sparsame Grundinanspruchnahme Berücksichtigung fand.

Vbgm. Rudolf Waldenberger erklärt, dass der Umwidmung die Zustimmung gegeben wird, da hier
keine Nutzungskonflikte zu Betrieben oder der Landwirtschaft gegeben sind. Gut wäre es gewesen,
wenn ein verkehrstechnischer Lückenschluss erzielt hätte werden können. Das
Oberflächenentwässerungskonzept ist begrüßenswert, da hier die Pflege der Sicker- bzw.
Retentionsfläche beim Grundeigentümer bleibt.

Bgm. Friedrich Kirchsteiger ergänzt hinsichtlich der Anmerkung seines Vorredners zum
verkehrstechnischen Lückenschluss, dass mit den Grundeigentümern gesprochen wurde und diese
keine Freude damit gehabt haben, wenn durch ihr Gartengrundstück dann ein öffentlicher Weg führt.
Die Eigentümerinteressen sind zur Kenntnis zu nehmen bzw. zu akzeptieren.

GR Robert Gadringer weist auf seine bereits beim Einleitungsbeschluss abgegebene Stellungnahme
hin, dass er Sackgassen ablehnend gegenüber steht und daher der Umwidmung auch nicht
zustimmen wird.

GR Gerhard Gebetsroither findet es sehr gut, dass in unserer Gemeinde wieder Eigenheime
geschaffen werden können und dadurch auch Wohnmöglichkeiten für Familien entstehen, die eine
positive Einwohnerentwicklung in unserer Gemeinde ermöglicht.

GR Robert Emmer ist froh darüber, dass die Widmung zustimmend beurteilt wird und mit einem
positiven Widmungsausgang gerechnet werden kann.

GR Gottfried Waldenberger erklärt, dass von Seiten der GRÜNEN-Fraktion der Widmung
zugestimmt wird, jedoch auch ein weinendes Auge dabei ist, da der Wegdurchstich nicht erreicht
werden konnte. Man hat dies beim ersten Versuch vor ~ 20 Jahren leider auch nicht geschafft,
womöglich hätte man noch einen gewissen Druck ausüben können, um dies zu erzielen. Positiv ist
auf jeden Fall, dass die Entwicklung des Dorfes in die Breite und nicht in die Länge erweitert wird.

Antrag:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt, die Zustimmung für die Änderung des
Flächenwidmungsplanes Nr. 4 – Änderung FW-Teil-Nr.4.41 sowie des Örtlichen
Entwicklungskonzeptes Nr. – Änderung ÖEK-Teil 2.10 „Kroiß Christof und Simone, 4682
Geboltskirchen, Piesing 7“ der Gemeinde Geboltskirchen in der vorliegenden Form.
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Beschluss:

Dem Antrag wird mehrheitlich mittels Handzeichen zugestimmt.

18 Zustimmungen
1 Ablehnung (GR Robert Gadringer)

Sachverhalt:

Verbunden mit der Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 / Änderung Nr. 4.42 / Änderung
ÖEK Nr. 2.11 – Littich Bernhard und Eva, 4682 Geboltskirchen, Piesing 19 ist gemäß OÖ ROG
folgendes Vorverfahren durchgeführt worden:

Im Stellungnahmeverfahren gemäß § 33 (2) endete die Frist zur Abgabe von Stellungnahmen mit
16. September 2025.

Die von der Planänderung Betroffenen wurden gemäß § 33 (3) OÖ. ROG 1994 nachweislich
verständigt und angehört.

Der Gemeinderat hat sich nun mit den Stellungnahmen sowie Anregungen/Einwendungen zu
befassen und einen Beschluss zu fassen, entweder den Stellungnahmen sowie
Anregungen/Einwendungen zu entsprechen und/oder dem aufliegenden Planentwurf in der Form zu
beschließen, wie dieser im Stellungnahmeverfahren und im Planauflageverfahren aufgelegen ist.

Im Stellungnahmeverfahren sind folgende Stellungnahmen eingelangt:

 Stellungnahme gemäß § 33 (2) bzw. § 36 (4) OÖ. ROG 1994 vom Amt der OÖ.
Landesregierung/Direktion für Landesplanung, wirtschaftliche und ländliche Entwicklung/Abt.
Raumordnung unter dem Geschäftszeichen RO-2025-243755/5-Eck vom 16.September
2025 mit Eingangsvermerk vom 26. September 2025 in der mitgeteilt wird:

3. Antrag auf Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 mit ÖEK Nr. 2
- Änderung FW-Teil: 4.42 / ÖEK-Teil: 2.11 "Littich Bernhard und Eva,
4682 Geboltskirchen, Piesing 19"
- Behandlung der Stellungnahmen und Beschlussfassung der zur Auflage
vorgelegenen Pläne
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Zu den Inhalten der Fachstellungnahmen wird von Seiten der Gemeinde Geboltskirchen folgendes
erläutert:

 ad Wasserversorgung:
Von Seiten der Wassergenossenschaft Geboltskirchen wurde mit Schreiben vom 13. Oktober 2025
bestätigt, dass die erforderliche Wasserversorgung für mögliche Objekte auf den angeführten
Teilflächen mit den Grundstücksnummern 173/1 + 173/2 Katastralgemeinde Geboltskirchen (44108)
übernommen wird.

 ad … Abschluss von privatrechtlichen Vereinbarungen zur Umsetzung der
festgestellten Planungsziele

Wie bereits beim Einleitungsbeschluss ausgeführt, entstehen bei der gegenständlichen Widmung
keinerlei zusätzliche Aufschließungskosten für die Gemeinde und daher kann auch kein
Infrastrukturvertrag abgeschlossen werden.

Hinsichtlich der Vereinbarung zur Baulandsicherung wird hingewiesen, dass im Zuge der Planungen
zum Geh- und Radweg von Piesing nach Erlet mit den Grundanrainern Littich gesprochen und die
Zusage für eine Grundabtretung gegeben wurde, wenn die Ausformung des Widmungsbestandes
adaptiert wird, denn ansonsten würde die „Altwidmung“ entsprechend verkleinert und eine künftige
Bebauung sehr schwierig bzw. verschlechtert. Die Neuausformung der Widmungsfläche hat aber
jedenfalls zu den selben Rahmenbedingungen wie bisher zu erfolgen, dies war die Voraussetzung
für die Abtretungszustimmung.
Mit dem Raumordnungs- und Naturschutzbeauftragten wurde daraufhin vor dem
Einleitungsbeschluss ein Beratungsgespräch geführt und im gegenseitigen Einvernehmen die
planliche Darstellung festgelegt, damit eine positive Stellungnahme zu diesem Bereich und zu den
oben dargestellten Rahmenbedingungen erfolgen kann. Die Endbeurteilung wird dann im
Genehmigungsverfahren erfolgen.
Aus naturschutzfachlicher Sicht wird diesem flächengleichen Tausch ebenfalls zugestimmt und
angeführt, dass die an der Landesstraße liegende Fläche am Ortsende rückgewidmet wird und in
zweiter Reihe bei einem rückspringenden Widmungseck „eingefügt“. Dadurch entsteht eine
kompaktere Ausformung und ein größerer Abstand zur Landesstraße.
Von Seiten der Gemeinde Geboltskirchen besteht hier ein hohes öffentliches Interesse den Geh- und
Radweg unmittelbar ab der Ortschaft Piesing zu errichten, da mit dieser Maßnahme eine wesentliche
Verbesserung der Verkehrssicherheit für Fußgänger und Radfahrer erreicht werden kann und so der
Lückenschluss zum gemeindeübergreifenden Geh- und Radweg bis Haag am Hausruck gelingt.

Unter Berücksichtigung dieses Sachverhaltes wird der Abschluss eines Baulandsicherungsvertrages
nicht in Betracht gezogen bzw. als nicht notwendig erachtet. Die Gemeinde Geboltskirchen ersucht
um Genehmigung der Flächenwidmungsplanänderung in der dargestellten Form.

 ad … Ersichtlichmachung Bundes- bzw. Landesstraße Grünland …:
Zu diesem Hinweis wurde von Ortsplaner DI Antlinger mit DI Georg Eckmayr von der Abteilung
Raumordnung Rücksprache gehalten. Die Ersichtlichmachung ist nur in der Legende darzustellen.
Es ergibt sich daher auch keine Planänderung etc. Die textliche Ergänzung der Legende laut der
Planzeichenverordnung wird beim Vorlageplan zur Genehmigung ergänzt.

Im Planauflageverfahren sind keine weiteren Anregungen/Einwendungen zum aufliegenden
Planentwurf mehr eingelangt.

Sämtliche Stellungnahmen, Verhandlungsschriften und Unterlagen die zur Beurteilung
herangezogen wurden liegen am Gemeindeamt Geboltskirchen zur Einsichtnahme auf.
Bei Beschlussfassung der zur Auflage vorgelegenen Pläne durch den Gemeinderat gemäß § 34 Abs.
1 leg. cit. OÖ ROG 1994 ist um aufsichtsbehördliche Genehmigung beim Land anzusuchen. Nach
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Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde ist die Durchführung der Kundmachung gemäß §
34 Abs. 5 leg.cit. und die Vorlage zur Verordnungsprüfung zu veranlassen und ab diesem Zeitpunkt
liegen die rechtskräftigen Pläne auf.

Beratungsverlauf:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger erörtert an Hand des Amtsvortrages die Stellungnahme der Abteilung
Raumordnung und die dazu verfassten Stellungnahmen von Seiten der Gemeinde Geboltskirchen.

Ortsplaner DI Klaus Antlinger ergänzt: hinsichtlich dem Hinweis wegen dem Abschluss von
privatrechtlichen Vereinbarungen kann angemerkt werden, dass es juristisch gesehen eine
Baulandverschiebung nicht gibt, sondern eine Rückwidmung bzw. eine Neuwidmung beantragt wird.
Daraus ergibt sich die formaljuristische Situation, dass der Hinweis der privatrechtlichen
Vereinbarung in die Stellungnahme aufgenommen wurde. Im Vorfeld wurde diese spezielle
Konstellation von unserem Fall mit dem Raumordnungsbeauftragten besprochen und daher in der
Stellungnahme der Gemeinde entsprechend erläutert, damit dies im Zuge der Interessenabwägung
im Genehmigungsverfahrens entsprechend Berücksichtigung finden kann.

Vbgm. Rudolf Waldenberger beurteilt die Widmungsänderung als grundsätzlich technische
Abwicklung, mit der es dann ermöglicht wird, mit der Errichtung des Geh- und Radweges gleich mit
dem Ortsende zu beginnen. Dies ist eine tolle und sinnvolle Sache. Weiters stellt er die
Verständnisfrage ob die Zufahrt im Privatbesitz bleibt.
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bestätigt dies.

GR Gerhard Gebetsroither ist ein wenig verwundert welch juristische Feinheiten hier formuliert
werden, die dann wiederum von Seiten der Gemeinde entsprechend aufbereitet und argumentiert
werden müssen. Von der immer wieder zitierten Verwaltungsvereinfachung ist im konkreten Fall aber
nichts erkennbar.

Antrag:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt, die Zustimmung für die Änderung des
Flächenwidmungsplanes Nr. 4 – Änderung FW-Teil-Nr.4.42 sowie des Örtlichen
Entwicklungskonzeptes Nr. – Änderung ÖEK-Teil 2.11 „Littich Bernhard und Eva,
4682 Geboltskirchen, Piesing 19“ der Gemeinde Geboltskirchen in der vorliegenden Form.

Beschluss:

Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt.

Sachverhalt:

Gemäß § 46 Abs. 4 setzt der Vorsitzende - auf Ersuchen der Widmungswerberin - den
Tagesordnungspunkt vor Eintritt in die Tagesordnung ab.

4. Antrag auf Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 mit ÖEK Nr. 2
- Änderung FW-Teil 4.43 "Thaller Bettina, 4682 Geboltskirchen, Polzing 2"
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Sachverhalt:

In der Gemeinderatssitzung am 13. August 2025 wurde der Finanzierungsplan vom Amt der
Oö. Landesregierung unter dem Geschäftszeichen IKD-2024-64290/47-Kep für die Erweiterung und
Adaptierung der Kinderbildungs- und – betreuungseinrichtung samt Grundkauf beschlossen. Zur
Vor- bzw. Zwischenfinanzierung der darin ausgewiesenen Fördermittel ist ein
Zwischenfinanzierungsdarlehen in der Höhe von € 820.000,-- aufzunehmen.

Zur Anbotslegung wurden sieben Banken – mit denen wir bereits in Geschäftsverbindung stehen –
eingeladen.

Das Ausschreibungsergebnis des Zwischenfinanzierungsdarlehens stellt sich wie folgt dar:

5. Aufnahme eines Zwischenfinanzierungsdarlehens für das Projekt
"Erweiterung Kinderbildungs- und Betreuungseinrichtung der Gemeinde
Geboltskirchen"



Gemeinderat 23.10.2025
Seite 20 von 29

Aufgrund der vorgelegten Angebote ist das Offert der UniCredit Bank Austria AG das des
Billigstbieters und somit lautet der Vergabevorschlag das gegenständliche
Zwischenfinanzierungsdarlehen an die UniCredit Bank Austria AG zu vergeben.

Nach der Beschlussfassung durch den Gemeinderat ist das Zwischenfinanzierungsdarlehen zur
Genehmigung bei der Aufsichtsbehörde vorzulegen.
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Beratungsverlauf:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag hinsichtlich dem
Ausschreibungsergebnis zur Aufnahme eines Zwischenfinanzierungsdarlehens für die Erweiterung
des Gemeindekindergartens zur Kenntnis.

Antrag:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt das Zwischenfinanzierungsdarlehen in der Höhe von
€ 820.000,-- für die Erweiterung und Adaptierung der Kinderbildungs- und betreuungseinrichtung
Gemeindekindergarten Geboltskirchen an den Billigstbieter die UniCredit Bank Austria AG gemäß
der vorliegenden Darlehensurkunde zu vergeben.

Beschluss:

Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt.

Sachverhalt:

Prüfungsausschussobmann Robert Emmer wird über die Prüfungsausschusssitzung vom
25. September 2025 berichten, der folgende Tagesordnung zu Grunde lag:

1. Prüfung der Gebarung
2. Prüfung der Belege vom 21.06.2025 bis 19.09.2025
3. Prüfbericht an den Gemeinderat
4. Allfälliges - Anfragen - Anregungen

Beratungsverlauf:

Prüfungsausschussobmann Robert Emmer bringt dem Gemeinderat den Prüfbericht des
Prüfungsausschusses vom 25.09.2025 zur Kenntnis und erklärt, dass alle geprüften Unterlagen für
in Ordnung befunden wurden.

Antrag:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt dem vorgelegten Prüfbericht der Sitzung vom 25.09.2025 die
Zustimmung zu erteilen.

Beschluss:

Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt.

6. Prüfungsbericht des Gemeinde-Prüfungsausschusses vom 25. September 2025
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Sachverhalt:

Nachtragsvoranschlag 2025

Die Grundlagen bzw. Notwendigkeiten zur Erstellung eines Nachtragsvoranschlages während des
laufenden Haushaltsjahres sind in den Bestimmungen des § 79 Oö. GemO 1990 geregelt. Basierend
darauf wurde der Entwurf des Nachtragsvoranschlages für das Finanzjahr 2025 im Sinne des § 79
Abs. 3 in Verbindung mit § 76 Abs. 3 der Oö. GemO 1990 i.d.g.F. fristgerecht kundgemacht und auch
auf der Homepage der Gemeinde Geboltskirchen veröffentlicht.

Gemäß den Bestimmungen zur Einhaltung der Härteausgleichsfonds-Kriterien wurde der Entwurf
des 1. Nachtragsvoranschlages 2025 der Gemeinde Geboltskirchen am 24. September 2025 der
Bezirkshauptmannschaft Grieskirchen vorgelegt.

Mit Schreiben vom Amt der Oö. Landesregierung – Direktion Inneres und Kommunales datiert mit
09.10.2025 unter dem Geschäftszeichen IKD-2025-48989/4-Pri wurde der Prüfbericht zum
1. Nachtragsvoranschlag 2025 und die Anpassung der Mittel aus dem Härteausgleichsfonds –
Verteilvorgang 1 übermittelt.

Diese Berichte stellen sich wie folgt dar:

7. Nachtragsvoranschlag 2025
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Wesentliche Kennzahlen sind im Vorbericht zum Nachtragsvoranschlag 2025 abgebildet. Dieser
Vorbericht ist Bestandteil des zur Einsichtnahme aufliegenden Nachtragsvoranschlagsentwurfes für
das Finanzjahr 2025.
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Grundsätzlich kann zum heurigen Nachtragsvoranschlag angemerkt werden, dass dieser von
geringfügigen Steigerungen der Ertragsanteile geprägt ist und daher die benötigten Mittel aus dem
Härteausgleich Verteilvorgang 1 zum Haushaltsausgleich von € 181.600,-- auf € 157.300,--
verringert werden konnten.

Eine Aufstellung über die Haushaltspositionen, die für die Veränderung des Ergebnisses in der
laufenden Geschäftstätigkeit im Finanzierungshaushalt verantwortlich sind, wird in einer Beilage
zum Amtsvortrag entsprechend dokumentiert.

Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzhaushalt (MEFP) 2025 - 2029

Sachverhalt:

Gemäß § 79 Abs. 2 Zif. 3 ist gleichzeitig mit dem Nachtragsvoranschlag auch der mittelfristige
Ergebnis- und Finanzplan entsprechend anzupassen.

Der MEFP hat folgende Bestandteile zu enthalten:

 Für jedes Haushaltsjahr des mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplans sind der
Gesamthaushalt und die Bereichsbudgets auszuweisen

 Zusammenfassung aller geplanten Vorhaben zum mittelfristigen Investitionsplan der
Planperiode der Jahre 2025 – 2029 gereiht nach Prioritäten

Priorität 1: Hoflader Ersatzanschaffung
Priorität 2: Geh- und Radweg Piesing-Erlet
Priorität 3: Kindergarten-Erweiterung

 Detaildarstellung der Kosten und Finanzierung je Vorhaben (inkl. Nachweis der
Eigenmittelaufbringung) in der Planperiode der Jahre 2025 – 2029 = Nachweis über die
Investitionstätigkeit

Die wesentlichen Eckdaten stellen sich wie folgt dar:

Zu den oben dargestellten Ergebnissen wird angemerkt, dass die Ertragsanteile mit den letzten zur
Verfügung stehenden Prognosewerten aus dem Juli 2025 erstellt wurden.

Beratungsverlauf:

1.Nachtragsvoranschlag 2025:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger erklärt an Hand des Amtsvortrages die Eckdaten des
1. Nachtragsvoranschlages für das Finanzjahr 2025.

Finanzierungshaushalt
Ergebnis der laufenden
Geschäftstätigkeit

Voranschlag 2025 Nachtragsvoranschlag 2025

FJ 2025 ohne HAF-Mittel - 181.600 - 157.300

FJ 2025 mit HAF-Mittel 0 0

FJ 2026 - 193.900 - 184.200

FJ 2027 - 205.500 - 181.500

FJ 2028 - 212 700 - 186.100

FJ 2029 - 291.100 - 253.900
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AL Herbert Bischof erörtert den Prüfbericht zur Einhaltung der Härteausgleichsfonds-Kriterien zum
Nachtragsvoranschlag im Hinblick auf die Anpassung der Mittel aus dem Härteausgleichsfonds-
Verteilvorgang 1, den Änderungen des Dienstpostenplanes und den Veränderungen der laufenden
Geschäftstätigkeit im speziellen die Bereiche 5/11/12.

Vbgm. Rudolf Waldenberger ersucht um Erklärung hinsichtlich dem Entfall der Bewertung alt bei dem
Dienstposten im handwerklichen Dienst mit 0,4 PE VB GD 25.1.
AL Herbert Bischof erklärt: da seit dem Jahr 2019 keine Änderung des Dienstpostenplanes
notwendig war, ist der Dienstposten für die Reinigung am Gemeindeamt auch noch nach dem
Gehaltsschema „ALT“ ausgewiesen. Da mittlerweile aber dieser Dienstposten nachbesetzt wurde, ist
die rechtliche Grundlage das Gehaltsschema „NEU“ nach dem OÖ. Gemeindedienstrechts- und
Gehaltsgesetz und daher ist die Ausweisung nach dem Schema „ALT“ obsolet und soll mit der
heutigen Änderung angepasst werden.

MEFP 2025 – 2029:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag zum Mittelfristigen Ergebnis-
und Finanzplan 2025 – 2029 zur Kenntnis, der auch die Prioritätenreihung aller Vorhaben beinhaltet.

Es erfolgen keine Wortmeldungen.

Antrag 1:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt dem vorliegenden 1. Nachtragsvoranschlag für das
Finanzjahr 2025 die Zustimmung zu erteilen.

Antrag 2:

Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt die Zustimmung zum vorliegenden Mittelfristigen Ergebnis-
und Finanzplan 2025 – 2029 der Gemeinde Geboltskirchen.

Beschluss 1:

Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt.

Beschluss 2:

Dem Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen zugestimmt.

Beratungsverlauf:

GR Alejandro Lässer stellt die Anfrage wie der aktuelle Stand hinsichtlich der E-Ladestation ist.
AL Herbert Bischof erklärt dazu, dass im Zuge der Errichtung der Wohnhausanlage in Spitz die
Energie AG eine leistungsstarke Stromversorgung neu errichten muss. Im Zuge dieser
Erschließungsarbeiten – so wurde uns zugesagt – wird auch die Zuleitung bis zu den geplanten
Ladestationen am öffentlichen Parkplatz mitverlegt.

8. Allfälliges - Anfragen - Anregungen
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Vbgm. Rudolf Waldenberger spricht den Austragungstermin vom Tag der Alten an, da es heuer ja
aufgrund einer Doppelbelegung im Saal vom Gasthaus Pichler zu einer Terminverschiebung kam.
Nun wurde der Termin für nächstes Jahr nochmals nach vorne verlegt. Er findet die Terminwahl nicht
gut.
Bgm. Friedrich Kirchsteiger erklärt: der heurige Altentag wurde wegen des Betriebsurlaubes im
ganzen November beim Gasthaus Pichler nach vorne verlegt. Dies wurde schon vergangenes Jahr
bekannt gegeben. Nun wäre der Jubelsonntag termingleich abgehalten worden. Er hat dies dann mit
der Obfrau der Goldhaubengruppe abgestimmt und dann auch gleich den nächstjährigen Termin mit
ihr festgelegt. So findet eben der Altentag am 11.10.2026 statt und der Jubelsonntag am 18.10.2026.
Auch haben ihn schon voriges Jahr einige Ältere angesprochen den Termin doch ein wenig
vorzuverlegen und nicht erst im November.

Genehmigung der Verhandlungsabschrift über die letzte Sitzung

Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung
vom 11.09.2025 wurden keine Einwendungen erhoben.

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr
vorliegen schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:50 Uhr.

__________________________________ __________________________________
(Vorsitzender) (Schriftführer)

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsabschrift in der
Sitzung vom _____________________ keine Einwendungen erhoben wurden, über die erhobenen
Einwendungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde und diese Verhandlungsschrift daher im
Sinne des § 54 (5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt.

Geboltskirchen, am ____________________

____________________________________
(Vorsitzender)
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____________________________________ _________________________________
(Gemeinderat ÖVP) (Gemeinderat SPÖ)

____________________________________ _________________________________
(Gemeinderat FPÖ) (Gemeinderat GRÜNE)


